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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Der komplexe Themenbereich Flucht und Asyl wirft eine Fülle 

an Fragen auf, die in der Politischen Bildung bearbeitet 

werden können und sollen: Wie gehen wir als Gesellschaft 

mit dem Recht auf Asyl um? Wer darf nach Europa kommen 

und wer nicht? Wo sind die Grenzen unserer Aufnahmebe-

reitschaft und handeln wir als demokratische Gesellschaft 

noch menschenrechtskonform, wenn wir uns abschotten? 

Wie schaffen wir es, ein friedliches und gerechtes Zusam-

menleben mit unseren neuen MitbürgerInnen zu gestalten? 

Welche Herausforderungen ergeben sich im Spannungsfeld 

von Demokratie und Menschenrechten?

In der Politischen Bildung ist bei diesem Thema auch der 

Vergleich zwischen Faktenlage und Bildern in den Köpfen 

der SchülerInnen ein Ausgangspunkt, um die Urteilskompe-

tenz zu erweitern.

Das Heft deckt nicht alle genannten Fragen ab, sondern will 

in einem ersten Schritt eine sachliche Auseinandersetzung 

anhand der menschenrechtlichen Grundlagen befördern. 

Dazu möchten wir Ihnen kompakte Information für eine 

Bearbeitung des Themas zur Verfügung stellen.

 T i p p   S p r a c h k r i t i k

Anatol Stefanowitsch (@astefanowitsch) analysiert die 
„Aufrüstung“ rund um die Thematik Flucht und Asyl im 
Sprachgebrauch. 
www.derstandard.at/2000022449906/Asylanten-
Fluechtlinge-Refugees-und-Vertriebene-eineSprach 
kritik                                                                                                        

ExpertInnen des Ludwig Boltzmann Instituts für Menschen-

rechte (BIM) haben die rechtlichen Rahmenbedingungen 

und Begriffsklärungen aufbereitet sowie wichtige aktuelle 

Herausforderungen für Österreich und Europa skizziert. Ein 

Kapitel widmet sich dem Thema Bildung und Fallbeispiele 

ermöglichen anhand konkreter Lebensgeschichten eine 

Beschäftigung mit den häufigsten Asylgründen. Linktipps 

und Empfehlungen laden zur weiteren Vertiefung ein. Wir 

danken Margit Ammer (BIM) und Lisa Wolfsegger (asylko-

ordination österreich) für ihren fachlichen Input!

Wir wünschen Ihnen gutes Gelingen bei der Umsetzung im 

Unterricht und freuen uns über Ihr Feedback!

Ihr Team von Zentrum polis  
service@politik-lernen.at

Themenvorschläge für vorwissenschaftliche Arbei-
ten und Diplomarbeiten

 • Menschen auf der Flucht – aktuelle Lage, Her-
kunftsländer, Zielländer, Fluchtgründe, rechtliche 
Rahmenbedingungen

 • Migrationsbewegungen als Normalität – Migrati-
onsbewegungen im historischen Vergleich: Ursa-
chen und Auswirkungen

 • Asyl: Das Recht auf Asyl, das Asylverfahren, Asyl-
gründe – Darstellung der menschenrechtlichen 
Rahmenbedingungen und der europäischen und  
nationalen Gesetze, Analyse konkreter Fallbeispiele

Beitrag zur Leseförderung

Ellis, Deborah: Ich heiße Parvana. 
Wien: Verlag Jungbrunnen, 2014. 160 
Seiten. ISBN 978-3-7026-5871-7.

Afghanistan nach den Taliban – ein 
von den Amerikanern befreites und 
gleichzeitig besetztes Land.

Mit ihrer Schule für Mädchen stoßen 
Parvana, ihre Mutter und einige 
andere Frauen auf den Widerstand 

der Männer aus der Umgebung. Als Parvanas Mutter 
entführt und getötet wird, entschließen sich die 
Kinder zur Flucht. Parvana wird von den US-Truppen 
festgenommen und verhört und – weil sie schweigt – 
zunächst einmal als Terroristin eingestuft … 

Auf oesterreich1918plus gibt es mehrere Beiträge

zum Thema Flucht (z.B.: Flucht kann viele 

Gründe haben/2015). 

www.politik-lexikon.at/oesterreich1918plus/tags/Flucht/
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1 Menschen auf der flucht
Laut UNHCR-Berichten waren Ende des Jahres 2020 
weltweit mehr als 82 Millionen (Mio.) Menschen auf der 
Flucht. Dies war die höchste jemals vom UNHCR verzeich-
nete Zahl. Davon sind etwa 48 Mio. Menschen intern Ver-
triebene und mehr als 26 Mio. haben ihr Herkunftsland 
verlassen. 86 Prozent aller Vertriebenen wurden von soge-
nannten „Entwicklungsregionen“ aufgenommen.

Jahr Menschen auf der Flucht

2011 42,5 Mio.

2012 45,2 Mio.

2013 51,5 Mio.

2014 59,5 Mio.

2015 65,3 Mio.

2016 65,6 Mio.

2017 68,5 Mio.

2018 70,8 Mio.

2019 79,5 Mio.

2020 82,4 Mio.

Seit 2010 sind weltweit zahlreiche Konflikte ausgebrochen 
oder neu aufgeflammt. Sie führen dazu, dass derzeit alle 
zwei Sekunden ein Mensch zur Flucht gezwungen wird 
(2005 waren es noch sechs Personen pro Minute). Mehr 
als 2/3 aller Geflüchteten kamen 2020 aus nur 5 Ländern: 
Syrien, Venezuela, Afghanistan, Südsudan, Myanmar.

Die aktuellen Krisen und Kriege verhindern, dass flücht-
ende Menschen wieder in ihre Heimat zurückkehren 
können. 42 Prozent aller Flüchtenden sind Kinder. Nach 
Schätzungen von UNHCR wurden zwischen 2018 und 2020 
fast eine Million Kinder als Flüchtling geboren.

Rechercheimpuls: Die SchülerInnen finden anhand des letz-

ten UNHCR Global Trends Reports heraus, in welchen Län-

dern Flüchtlinge vorrangig Asyl fanden. Was fällt ihnen auf? 

> tipp WEitERLESEN
UNHCR Global Trends Reports
Die jährlichen Gesamtberichte liegen in englischer 
Sprache vor.
www.unhcr.org/dach/de/berichte-und-studien >  
Global Trends
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2 rechtliche rahMenbedingungen 
      rund uM asyl und flucht

2.1 das recht auf asyl

Im Kern wird Asyl als der Schutz verstanden, den ein Staat 
einer Person gewährt, welcher ihr im eigenen Herkunfts-
staat verwehrt wird. Das Recht auf Asyl wurde 1948 erst-
mals in einem internationalen Dokument erwähnt.

Das hört sich nicht schlecht an, bedeutete aber 1948 nicht 
sehr viel: Von der Staatengemeinschaft wurde Asylgewäh-
rung vorwiegend als ein Recht des Staates und nicht des 
Individuums angesehen. Dieses Recht des Staates ging 
mit der Verpflichtung einher, die Asylgewährung durch 
einen anderen Staat zu respektieren. Zu diesem Zeitpunkt 
gab es noch kaum individuelle Rechte im Völkerrecht – 
diese entstanden erst in den folgenden Jahrzehnten mit 
den internationalen Menschenrechtsinstrumenten.

In den letzten Jahrzehnten hat sich viel verändert. Seit 
der AEMR wurden die Genfer Flüchtlingskonvention 
und ihr Protokoll wie auch zahlreiche universelle Men-
schenrechtsschutzinstrumente verabschiedet. Alle diese 
Instrumente enthalten Rechte, die das Recht auf Asyl mit 
„Leben“ erfüllen.

Während UN-Menschenrechtsinstrumente kein explizites 
Recht auf Asyl enthalten, tun dies regionale Menschen-
rechtsinstrumente zum Teil sehr wohl (insbesondere das 
afrikanische und interamerikanische Menschenrechts-
system). Seit 2009 ist ein Recht auf Asyl in der rechtlich 
verbindlichen EU-Grundrechtecharta verankert.

Heute besteht das Recht auf Asyl unter anderem aus fol-
genden Elementen:

 • Non-Refoulement-Gebot: Keine Person darf aus- oder 
zurückgewiesen werden, wenn sie dadurch einem 
realen Risiko hinsichtlich ihres Lebens oder ihrer Frei-
heit ausgesetzt wäre.

 • Zugang zu fairen und effektiven Asylverfahren: In 
diesem Zusammenhang kann es notwendig sein, Men-
schen ohne gültige Reisedokumente das Staatsgebiet 
betreten zu lassen. In den Asylverfahren selbst müssen 
bestimmte Standards eingehalten werden.

 • Menschenrechtskonforme Aufnahme während des 
Asylverfahrens: Staaten kommt die Verpflichtung zu, 
eine grundlegende materielle Versorgung sicherzustel-
len, solange Asylsuchende selbst dazu nicht in der Lage 
sind. Auch weitere Aspekte, wie Zugang zu Bildung und 
zum Arbeitsmarkt, sind zu berücksichtigen. 

Das Recht auf Asyl beginnt also mit der Verpflichtung, 
Personen zum Staatsgebiet eines sicheren Landes zuzu-
lassen und endet mit einer nachhaltigen Stabilisierung 
der Lebenssituation der Flüchtlinge (sogenannte „durable 
solution“).

2.2 flüchtlingsschutz

Das wichtigste Rechtsinstrument, das rechtlich verbind-
lich regelt, welchen Personen Schutz und damit zusam-
menhängende Rechte gewährt werden sollen, ist die Gen-
fer Flüchtlingskonvention von 1951 (GFK). Sie enthält 
die Definition und die Rechte von Flüchtlingen. 

Sobald eine Person die Kriterien der Flüchtlingsdefinition 
erfüllt, ist sie ein Flüchtling. Führt ein Staat ein Asylver-
fahren durch – so wie es in Österreich der Fall ist –, wer-
den alle Rechte der GFK erst ab formeller Anerkennung als 
„Flüchtling“ zuerkannt. Während des Asylverfahrens ist 
nur ein Teil der Rechte anwendbar.

Artikel 14 (1) der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte (AEMR), die an sich rechtlich nicht verbindlich ist, 
lautet: „Jeder hat das Recht, in anderen Ländern vor 
Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen.“

Flüchtling im Sinne der GFK ist jede Person, die „[…] aus 
der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politi-
schen Überzeugung sich außerhalb des Landes befin-
det, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den 
Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann 
oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch 
nehmen will [...]“.
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Wichtig ist, dass die Verfolgung aus einem der fünf 
in der Flüchtlingskonvention aufgezählten Gründe 
befürchtet werden muss. Flüchtlinge müssen die Verfol-
gungsgefahr nicht beweisen, sondern nur „glaubhaft“ 
machen. Glaubhaftmachung ist als „herabgesetztes 
Beweismaß“ zu verstehen. Damit wird der Tatsache Rech-
nung getragen, dass bei der Prüfung der Flüchtlings-
eigenschaft eine Zukunftsprognose vorzunehmen ist und 
dass Asylsuchende nur selten Bescheinigungsmittel wie 
z.B. ZeugInnenaussagen, Gegenstände, Dokumente – wie 
es in anderen Verfahrensarten in der Regel der Fall ist – 
beibringen können. 

Personen, bei denen die Flüchtlingseigenschaft fest-
gestellt wurde, haben in Österreich vollen Zugang zum 
Arbeitsmarkt und zunächst ein auf drei Jahre befristetes 
Aufenthaltsrecht. Sofern keine Ablehnungsgründe vor-
liegen, wird es zu einem unbefristeten Recht. Als Asylsu-
chende oder AsylwerberInnen werden Menschen bezeich-
net, die sich noch im Asylverfahren befinden und auf eine 
Entscheidung warten.

> tipp WEitERE iNFORMAtiONEN

UNHCR-Handbuch über Verfahren und Krite-
rien zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft 
https://bit.ly/2DO6yOE (www.refworld.org), Neuauflage 
deutschsprachige Version 2013

2.3 andere schutzforMen

Neben dem Flüchtlingsstatus gibt es auf EU-Ebene „sub-
sidiären Schutz“, der im Vergleich zum Flüchtlings-
schutz zum Teil mit eingeschränkten Rechten einhergeht. 
Subsidiärer Schutz basiert insbesondere auf dem Non-
Refoulement-Prinzip. Dieses besagt, dass Personen nicht 
zwangsweise in ein Land überstellt werden dürfen, wo 
ein reales Risiko für ihr Leben, ihre körperliche Integrität 

oder ihre Freiheit besteht, auch wenn diese Gefahr nicht 
unter die oben zitierte Definition der Verfolgung fällt. So 
bedarf es insbesondere keiner individuellen Verfolgung 
wie bei der Flüchtlingsdefinition der GFK. Diese Schutz-
form ist weniger vorteilhaft als jene, die anerkannten 
Flüchtlingen zukommt. Flüchtlingsstatus und subsidiärer 
Schutz werden in der EU zusammengefasst als „interna- 
tionaler Schutz“ bezeichnet.

2.4 Wann endet internationaler  
schutz?
Der Asylstatus endet vor allem, wenn Asylausschluss- 
oder Asylendigungsgründe, wie sie in Art. 1C und Art. 1F 
der GFK beschrieben sind, vorliegen.

Endigungsgründe liegen insbesondere vor, wenn eine 
Person den Schutz eines anderen Staates in Anspruch 
nimmt (z.B. sich freiwillig dem Schutz ihres Herkunfts-
staates unterstellt, eine neue Staatsangehörigkeit 
erwirbt und den Schutz dieses Landes genießt) oder wenn 
die Umstände wegfallen, aufgrund derer sie als Flüchtling 
anerkannt worden ist und sie den Schutz ihres Herkunfts-
landes in Anspruch nehmen kann.

Ausschlussgründe sind etwa gegeben, wenn aus schwer-
wiegenden Gründen die Annahme gerechtfertigt ist, dass 
jemand ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegs-
verbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
oder ein schweres nichtpolitisches Verbrechen außer-
halb des Aufnahmelandes begangen hat, bevor er/sie 
dort als Flüchtling aufgenommen wurde. Weiters, wenn 
sich jemand Handlungen zuschulden kommen ließ, die 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen 
zuwiderlaufen. 

Das österreichische Asylgesetz enthält auch Bestim-
mungen zur Aberkennung des Status von subsidiär 
Schutzberechtigten.

2.5 das österreichische 
asylverfahren

Das österreichische Asylverfahren ist seit 2004 in ein 
Zulassungsverfahren und in ein materielles oder 
inhaltliches Verfahren unterteilt. Im Zulassungsver-
fahren soll relativ rasch geklärt werden, ob Österreich 
für die Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist, d.h. ob nicht ein anderer EU-Mitgliedstaat 
nach der sogenannten „Dublin-Verordnung“ zuständig 

Kernelement der Flüchtlingsdefinition ist die wohlbe-
gründete Furcht vor Verfolgung. Diese liegt nur bei 
schwerwiegenden Bedrohungssituationen vor, insbe-
sondere bei einer Bedrohung des Lebens, der Freiheit 
oder bei anderen schwerwiegenden oder systematischen 
Menschenrechtsverstößen.
Auch einzelne Handlungen oder Drohungen, die für 
sich alleine keiner Verfolgung gleichkommen, können 
im Zusammenspiel mit anderen Maßnahmen kumulativ 
Verfolgung darstellen (z.B. anhaltende Diskriminierung 
oder systematische Behinderung der medizinischen 
Versorgung).
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wäre oder über die Sache bereits entschieden wurde. 
Wird das Verfahren zugelassen, so wird in einem zwei-
ten Schritt – im inhaltlichen Verfahren – geprüft, ob 
die Person Flüchtling im Sinne der GFK ist (§ 3 AsylG 
2005) oder, sofern sie diese Voraussetzungen nicht 
erfüllt, subsidiären Schutz erhält (§ 8 AsylG 2005).  
Im Asylverfahren wird zudem geprüft, ob den Asylsuchen-
den andere Aufenthaltsrechte zukommen, beispielsweise 
aufgrund weitreichender Integration oder starker famili-
ärer Bindung an Österreich. In Österreich entscheidet in 
erster Instanz das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
(BFA) über einen Asylantrag, über Beschwerden gegen 
solche Entscheidungen das Bundesverwaltungsgericht 
(BVwG). 

Dessen Entscheidungen können wiederum vor dem Ver-
waltungsgerichtshof (VwGH) und Verfassungsgerichtshof 
(VfGH) angefochten werden.

> tipp WEitERE iNFORMAtiONEN

Neugschwendner T. / Peyrl J. / Schmaus C.: Fremden-
recht: Asyl – Ausländerbeschäftigung – Einbürgerung 
– Einwanderung – Verwaltungsverfahren. 7. Auflage. 
Wien: ÖGB-Verlag, 2018. 

3 die situation in österreich
Die Anzahl von Asylanträgen ging nach einem Höhepunkt 
im Jahr 2015 (88.340) in den folgenden Jahren wieder 
stark zurück (2016: 42.285, 2017: 24.735, 2018: 13.746, 
Im Jahr 2017 waren die Hauptherkunftsländer Syrien 
(30%) und Afghanistan (15%), in 51 % der Fälle wurde 
internationaler Schutz gewährt.1 

Verfahrensdauer

Im Interesse sowohl des Staates als auch der Asylsuchen-
den sind die Anträge auf internationalen Schutz rasch 
in einem fairen und effektiven Verfahren zu bearbeiten. 
Sobald die Zuständigkeit Österreichs geklärt ist, muss das 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) innerhalb 
von sechs Monaten eine inhaltliche Entscheidung treffen, 
also feststellen, ob der Person Flüchtlingsstatus oder sub-
sidiärer Schutzstatus zukommt. Die Beschwerdeinstanz, 
das Bundesverwaltungsgericht (BVwG), hat grundsätz-
lich ebenso sechs Monate Zeit, um einen inhaltliche Ent-
scheidung zu treffen (2015 wurden die Fristen vorüberge-
hend erweitert). 

In der Realität dauern Asylverfahren oftmals län-
ger: Per 31.12.2017 betrug beim BFA in mehr als der 
Hälfte der Fälle die Verfahrensdauer von Antrag-
stellung bis zur Erstentscheidung mindestens ein 
Jahr (fast ein Drittel mindestens zwei Jahre).2 

Die hohe Zahl der offenen Verfahren hat sich nun von der 
ersten Instanz zum BVwG verlagert.  Waren etwa gegen 

1 BM für Inneres, Asylstatistik: www.bmi.gv.at/301/Statistiken
2 Anfragebeantwortung 346/AB, XXVI. GP, 2018. Laut BMI -Asylstatistik 
vom Jänner 2018 gab es per 31.12.2017 beim BFA 33.161 offene Verfahren.

Ende 2015 73.444 Verfahren beim BFA und 6.279 beim 
BVwG anhängig, so hat sich die Zahl Ende 2017 beim BFA 
mehr als halbiert (33.161) bzw. beim BVwG mehr als ver-
dreifacht (24.516).3

Gesetzesverschärfungen

Nach 2015 kam es – vor allem, um die Antragszahlen nied-
rig zu halten – mehrmals zu Verschärfungen des österrei-
chischen Asyl- und Fremdenrechts. Sie greifen zum Teil 
signifikant in die Grund- und Menschenrechte von Asyl-
suchenden ein. 

Es wurden jährliche „Obergrenzen“ an zugelassenen Asyl-
verfahren bis 2019 eingeführt, nach deren Erreichen 
Personen an der Grenze zurückgewiesen werden dürfen. 
Bislang wurden diese „Obergrenzen“ nicht erreicht. Die 
Möglichkeiten, die Bewegungsfreiheit von Schutzsuchen-
den stark einzuschränken bzw. zu entziehen, wurden 
erweitert. Beispielsweise kann jetzt Asylsuchenden auf-
getragen werden, in bestimmten Quartieren Unterkunft 
zu beziehen. Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
wurden ermächtigt, Asylsuchende zu durchsuchen und 
Bargeld abzunehmen sowie Datenträger (insbesondere 
Mobiltelefone) sicherzustellen und die darauf gespei-
cherten Daten auszuwerten. Zudem wurde auch der 
Zugang zur Staatsbürgerschaft erschwert.

Aufnahme von Asylsuchenden

Asylsuchende haben in der Regel einen Anspruch auf 
Grundversorgung. Sie umfasst die Unterbringung, 

3 BMI Asylstatistik Jänner 2018.
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Verpflegung, Krankenversicherung und ein monatli-
ches Taschengeld (EUR 40,-). Die Kosten werden zwi-
schen Bund und Ländern im Verhältnis 60:40 geteilt. 
Die Versorgung durch den Staat ist von hoher Rele-
vanz. Theoretisch dürften Asylsuchende zwar während 
des Verfahrens nach 3 Monaten über eine Beschäfti-
gungsbewilligung angestellt werden, diese wird jedoch 
aufgrund eines Erlasses (2004) zum Ausländerbe-
schäftigungsgesetz nur im Rahmen eines Kontingents  
(§ 5 AuslBG) erteilt. Erlaubt ist lediglich Saisonarbeit in 
der Landwirtschaft, eine gemeinnützige Beschäftigung 
bzw. eine Beschäftigung im jeweiligen Quartier. 2012 
wurde die Lehre für junge Asylsuchende geöffnet. Die 
Regierung hat diese Möglichkeit – trotz Protesten auch 
aus der Wirtschaft – allerdings wieder abgeschafft.

Asylsuchende werden meist organisierten Unterkünften 
zugewiesen, z.T. ist es ihnen auch möglich, privat Unter-
künfte anzumieten. 2015 stießen die Behörden schnell 
an Kapazitätsgrenzen, Privatpersonen und kirchliche 
Einrichtungen stellten damals viele Notquartiere zur Ver-
fügung. Das seit Oktober 2015 bestehende Durchgriffs-
recht des Bundes ermöglicht, in Gemeinden Quartiere zu 
schaffen, wenn die eigentlich dafür zuständigen Länder 
dem nicht im ausreichenden Maße nachkommen. 

Integration

Nur anerkannte Flüchtlinge und subsidiär Schutzbe-
rechtigte, nicht aber Asylsuchende sind Zielgruppe von 
Integrationsmaßnahmen (siehe Nationaler Aktionsplan 

Integration, 50 Punkte-Plan zur Integration von Asylbe-

rechtigten und subsidiär Schutzberechtigten in Österreich, 
2015). Das 2017 in Kraft getretene Integrationsgesetz 
enthält für Schutzberechtigte Verpflichtungen hinsicht-
lich Spracherwerb und Wertebildung. Es umfasst für 
arbeitslose Schutzberechtigte verpflichtend ein „Inte-
grationsjahr“, d.h. eine einjährige arbeitsmarktpolitische 
Förderungsmaßnahme des Arbeitsmarktservice (AMS).

Da die Grundversorgung für anerkannte Flüchtlinge vier 
Monate nach Anerkennung endet, müssen sie ab dann 
selbst einen Wohnplatz, Arbeit und die tägliche Versor-
gung organisieren. Sie haben Anspruch auf die bedarfs-
orientierte Mindestsicherung, wenn sie ihren Lebensun-
terhalt nicht selbst bestreiten können. 

Für den Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt gibt es 
viele Barrieren. Diese sind u.a. unzureichende Deutsch-
kenntnisse, die mangelnde Anerkennung von Berufsab-
schlüssen im Herkunftsland sowie fehlende Netzwerke.

Die Abt. I/3 (Sprachliche Bildung, Diversität und 
Minderheitenschulwesen) des BMBWF unter-
stützt Lehrkräfte bei ihrer Arbeit in multilingu-
alen Klassen mit einem umfangreichen Webportal:  
www.schule-mehrsprachig.at

Muttersprachlicher Unterricht in Österreich (> Info & 
Service)
Schulrechtlicher/schulorganisatorischer Rahmen; 
Lehrpläne; Fachtexte zu Mehrsprachigkeit und Förde-
rung der Erstsprache; Arbeitsblätter u.v.m.

Kinderbücher mehrsprachig (> Praxismaterialien)
Eine Datenbank hilft bei der Suche nach geeignetem 
Lesestoff. Buchlisten in verbreiteten Sprachen von 
MigrantInnen sowie zwei- und mehrsprachige Bücher.
 
Sprachensteckbriefe (> Wissen)
Die Online-Steckbriefe bieten Lehrkräften die 
Möglichkeit, fundierte Einblicke in Sprachen zu 
gewinnen, die ihnen im Schulalltag begegnen.  

Der Spracherwerb ist nicht nur für die Integration 
wichtig, sondern ebenso für die Politische Bildung.
Sprachkurse vermitteln neben Grammatik und Wort-
schatz gleichzeitig, wie Politik und Gesellschaft in 
Österreich und der EU gestaltet sind. Verschiedene 
Institutionen und Organisationen stellen dafür spezi-
elle Materialien zur Verfügung.  

DemokratieWEBstatt des Österreichischen Parlaments
Das Portal erklärt wichtige Begriffe aus den 
Bereichen Demokratie, Rechtsstaat und Men-
schenrechte in einfacher Sprache. Dazu 
gibt es Übungsblätter für Deutschkurse.  
www.demokratiewebstatt.at/
angekommen-demokratie-und-sprache-ueben

Schule mehrsprachig und Deutschlernhilfen
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4 situation in der eu

Auf EU-Ebene sank die Zahl der Asylansuchen nach einem 
Höhepunkt im Jahr 2015 (1,32 Millionen) wieder (2016: 
1,26 Millionen; 2017: 705.000).4 Als Antwort auf die hohe 
Quote von Anträgen im Jahr 2015 hat die EU versucht, 
insbesondere durch Kooperation mit Drittstaaten eine 
Verminderung zu erreichen (z.B. EU-Türkei-Statement 
2016). Generell spielt die externe Dimension der EU-Asyl-
politik, also v.a. die Zusammenarbeit mit Herkunfts- und 
Transitstaaten/-regionen, aber auch der Schutz der EU-
Außengrenzen, eine immer größere Rolle. Auch die Ein-
führung von Zentren außerhalb der Europäischen Union 
wird derzeit angedacht.

Während einzelne EU-Mitgliedstaaten besonders viele 
Asylanträge im Verhältnis zu ihrer Bevölkerungsgröße 
zu bearbeiten haben (z.B. Griechenland, Zypern, Luxem-
burg), ist die Zahl in anderen EU-Mitgliedstaaten relativ 
gering.52Die stark ungleiche Verteilung der Schutzsu-
chenden in der EU stellt eine große Herausforderung für 
die Solidarität unter den Mitgliedstaaten dar. 

Zugang zu Asyl in Europa?

Nach derzeitiger EU-Rechtslage steht Schutzsuchenden 
keine Möglichkeit offen, sicher und geregelt in die Euro-
päische Union zu gelangen. Ausnahmen stellen lediglich 
die Familienzusammenführung mit bereits in Europa auf-
hältigen anerkannten Flüchtlingen und subsidiär Schutz-
berechtigten sowie das Resettlement von wenigen tausend 
Flüchtlingen dar. Menschen, die nach Europa fliehen, 
sind daher überwiegend sogenannten „Schleppern“ aus-
geliefert. Geregelte und sichere Wege nach Europa hätten 
aus EU-Sicht den Vorteil, eine flächendeckende Regis-
trierung Asylsuchender und ihre Aufteilung auf die ein-
zelnen Staaten der Europäischen Union zu ermöglichen.

Durch eine seit 2015 intensivierte Zusammenarbeit mit 
relevanten Drittstaaten wie der Türkei und Libyen versu-
chen die EU und einzelne Mitgliedstaaten, die Bewegung 
von Asylsuchenden Richtung Europa zu verhindern. Auf-
grund Non-Refoulement-Prinzips ist es europäischen Staa-
ten nicht gestattet, selbst Asylsuchende effektiv an der 

4 Asylum applications (non-EU) in the EU-28 Member States, 2006-2007 
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Asylum_
statistics#Countries_of_destination:_Germany.2C_Italy_and_France_the_
main (Zugriff am 19.10.2018).
5 Expertenrat für Integration, Integrationsbericht 2018, Abbildung 1.1.2.

Einreise zu hindern bzw. ohne rechtsstaatliches Verfahren 
in Drittländer abzuschieben. Für das Ziel der Abschottung 
mussten andere Lösungen gefunden werden. Die Koope-
ration mit benachbarten Staaten zielt vor diesem Hin-
tergrund v.a. darauf ab, diese in die Lage zu versetzen, 
Asylsuchende (z.B. im zentralen Mittelmeer) an der Über-
fahrt nach Europa zu hindern. Gleichzeitig werden Nicht-
regierungsorganisationen, die sich in der Seenot-rettung 
engagieren, verdrängt. Diese Strategie trägt unter ande-
rem dazu bei, dass Asylsuchende in Ländern wie Libyen, 
die über kein effektives Schutzsystem verfügen, stran-
den und dort über einen längeren Zeitraum schwersten  
Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sind.

Das „Dublin-System“

Sind Schutzsuchende in Europa angelangt, regelt die 
Dublin-III-Verordnung anhand einer Vielzahl an Krite-
rien, welcher EU-Mitgliedstaat für die inhaltliche Bear-
beitung eines Antrags auf internationalen Schutz zustän-
dig ist. Jener Staat, in dem ein Antrag gestellt wird, 
bearbeitet also nicht automatisch diesen auch inhaltlich. 
Die Dublin-Verordnung nimmt – abgesehen von bestehen-
den familiären Bindungen – auf Interessen Geflüchteter, 
einen bestimmten europäischen Staat als Zielstaat aus-
zuwählen, keine Rücksicht. Der zuständige Staat ist in 
der Praxis häufig derjenige, dessen EU-Außengrenze eine 
asylsuchende Person zuerst überschritten hat. 

Diese Regelung belastet vor allem Randstaaten der 
Europäischen Union wie Griechenland oder Italien, 
an deren Küsten die Menschen häufig erstmals euro-
päisches Gebiet betreten, und trägt zu einer unglei-
chen Verteilung von Schutzsuchenden bei. Der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte hat bereits im 
Jahr 2011 entschieden, dass Überstellungen von Asyl-
suchenden nach Griechenland im Zuge des „Dublin-
Systems“ unzulässig sind, weil weder die dortige Ver-
sorgung, noch die Qualität des dortigen Verfahrens 
menschenrechtlichen Standards gerecht werden.63

Obwohl sich die Lage in Griechenland nicht stabilisiert 
hat und Nichtregierungsorganisationen weiterhin vor 
Überstellungen warnen, hat die EU-Kommission diese 
seit März 2017 graduell wieder freigegeben.

6 EGMR 21.1.2011, Appl. 30696/09 (M.S.S./Belgien und Griechenland)



5 Minderjährige asylsuchende und 
     flüchtlinge: das recht auf bildung 
Asylsuchende und Flüchtlinge haben in Österreich zwar 
formal das Recht auf Bildung, es gibt aber viele Faktoren, 
die dazu beitragen können, dass diese Gruppe aus dem 
Bildungssystem ausgeschlossen wird.

Bildung ist gleichzeitig eine Tür zu Perspektiven und 
Lebenschancen für die persönliche Entwicklung, für den 
Zugang zum Arbeitsmarkt und für die Teilhabe an Demo-
kratie und Gesellschaft. Trotz der rechtlichen Grundlagen 
gibt es zahlreiche Versäumnisse und Barrieren, die dazu 
führen, dass Flüchtlingen und Asylwerbenden der Zugang 
zur und damit das Recht auf Bildung erschwert oder sogar 
unmöglich gemacht wird. 

Es stehen nur wenige Studien zur Bildungsbeteiligung 
und zum Bildungsstand von jungen geflüchteten Men-
schen zur Verfügung. Der UNESCO-Weltbildungsbericht 
2019 zeigt jedoch ein klares Bild: Geflüchtete Kinder  
haben in vielen Ländern geringe Chancen auf umfassende 
Bildung. Brückenangebote, Förderprogramme und Auf-
holkurse sind daher erforderlich, um beim Zugang oder 
dem Wiedereinstieg ins Bildungssystem zu unterstützen.                                                                                                                                   

Quelle: Weltbildungsbericht UNESCO 2019 
www.unesco.de/bildung/agenda-bildung-2030/

unesco-weltbildungsbericht

Das Recht auf Bildung ist ein grundlegendes Menschen-

recht. Es ist in zahlreichen Menschenrechtsdokumenten 
und -verträgen verankert, wie beispielsweise im Inter-

nationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Rechte, im 1. Zusatzprotokoll der Europäischen Men-

schenrechtskonvention, in der Charta der Grundrechte der  

Europäischen Union und in der Kinderrechtskonvention.

Im Rahmen eines sogenannten General Comments hat 
der UN-Kinderrechtsausschuss klargestellt, dass für 
alle unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingskinder 
in allen Phasen der Flucht der Zugang zur Schulbildung 
ohne Diskriminierung sichergestellt werden muss.

Angesichts der schwierigen Bedingungen für Asylsu-
chende in Griechenland bleibt die tatsächliche Zahl an 
Überstellungen bis jetzt jedoch sehr gering. Trotz dieser 
Problematiken plant die EU eine Dublin-IV-Verordnung, 
welche das Prinzip des Ersteinreiselandes beibehalten 
würde. 

Als Folge der Überlastung von Griechenland und Italien, 
wo es hinsichtlich des Zugangs zu Asylverfahren und der 
Versorgung von Schutzsuchenden zu prekären Situati-
onen kam, hat die Kommission 2016 als Einzelmaßnahme 
verpflichtend Umverteilungen von 160.000 Schutzsu-
chenden in andere EU-Mitgliedstaaten angeordnet. Nach-
dem der Widerstand einzelner EU-Mitgliedstaaten sehr 
groß war, wurde diese Maßnahme nicht wiederholt.

Das „Dublin-System“ operierte allerdings von Anfang an 
mit einer falschen Annahme. Diese beruhte darauf, dass 
die Bedingungen für Schutzsuchende in allen EU-Mit-
gliedstaaten gleich oder zumindest ähnlich wären.

Ähnliche Bedingungen in allen EU-Mitgliedstaaten 
für Schutzsuchende?

Zumindest theoretisch sollten bereits ähnliche Versor-
gungs- und Verfahrensbedingungen für Schutzsuchende 
in allen Mitgliedstaaten bestehen. Die EU hat dazu ver-
schiedene Richtlinien erlassen, die in der Zukunft durch 
Verordnungen ersetzt werden sollen. Trotz mehrjähriger 
rechtlicher Harmonisierungsprozesse ist es aber nicht 
gelungen, die Situation in den EU-Mitgliedstaaten v.a. im 
Hinblick auf Asylverfahren und Aufnahmebedingungen 
ausreichend anzugleichen. 

Ein Beispiel dafür stellen die stark divergierenden Aner-
kennungsraten für bestimmte Flüchtlingsgruppen in den 
EU-Mitgliedstaaten dar. Gleiche oder zumindest ähnliche 
Versorgungs- und Verfahrensbedingungen in allen EU-
Mitgliedstaaten wären aber eine Grundvoraussetzung 
für die gleichmäßige Verteilung von Schutzsuchenden 
innerhalb der EU. Dies würde vermutlich auch helfen, 
dass Geflüchtete selbst das System annehmen.
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Geflüchtete Kinder und Jugendliche im Schulsystem

Für Kinder im schulpflichtigen Alter gilt die Pflicht, 
öffentliche Schulen zu besuchen. Kinder, die nicht aus-
reichend Deutsch sprechen, werden in der Schule des 
Unterbringungsortes meist als „außerordentliche Schü-
lerInnen“ aufgenommen. Sie müssen zwar alle verpflich-
tenden Schulfächer besuchen, werden aber am Ende des 
Schuljahres nicht bewertet, sondern erhalten nur eine 
Schulbesuchsbestätigung.

Schulen sind durch den Schulbesuch von minderjährigen 
Flüchtlingen oft überfordert. Fehlende Sprachkenntnisse 
und ein häufiger Wechsel des Unterkunftsortes im Zuge 
des Asylverfahrens erschweren den asylsuchenden Kin-
dern die Teilnahme am Unterricht. Eine weitere Barriere  
ergibt sich für den Schul- oder Kindergartenbesuch aus 
den Fahrtkosten für die begleitenden Eltern.

Das österreichische Schulsystem ist sehr differenziert 
und sozial selektiv. Kinder aus bildungsfernen und sozial 
schwachen Familien sowie junge Menschen mit „Migra-
tionshintergrund“ werden durch die frühe Selektion der 
SchülerInnen in Hauptschule, Neue Mittelschule oder 
Gymnasium tendenziell benachteiligt. 

Quelle (u.a.): Mayrhofer, Monika: Minderjährige Asylsuchende und Flücht-

linge haben ein Recht auf Bildung in Österreich (ÖGfE-Policy Brief 28/2015)

www.oegfe.at/policy-briefs/minderjaehrige-asylsuchende-und-fluecht-

linge-das-recht-auf-bildung-in-oesterreich

Bedarf an unterstützenden Bildungsangeboten

Für Jugendliche, die nicht mehr im Regelschulsystem 
beschult werden, gibt es im Gegensatz zu österreichi-
schen Jugendlichen keine Ausbildungspflicht bis zum 18. 
Lebensjahr. 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge können während 
des Asylverfahrens Deutschkurse im Ausmaß von 200 
Stunden in Anspruch nehmen. Die Aufnahme eines Lehr-
verhältnisses und somit der direkte Zugang zum Arbeits-
markt ist jedoch für asylsuchende Jugendliche unter den 
derzeitigen politischen Vorgaben de facto nicht mehr 
möglich. Prinzipiell können Basisbildungs- oder Pflicht-
schulabschlusskurse besucht werden, oft hängt es aber 
vom Engagement von SozialarbeiterInnen oder Freiwilli-
gen ab, ob ein passender Kurs gefunden bzw. ein Sprach-
kurs finanziert werden kann. Auch entlegene Grundver-
sorgungsquartiere sind ein Hemmnis für den Zugang zu 
Bildung. 

Asylsuchende Jugendliche können an Höheren Schulen 
als außerordentliche SchülerInnen aufgenommen wer-
den, eine Verpflichtung dafür besteht für die Schulen 
allerdings nicht. 

Was besonders zu bedauern ist: Die speziellen Bildungs-
potenziale und Stärken geflüchteter Kinder und Jugend-
licher werden kaum anerkannt und genutzt. 

Als Themenkomplex bietet Flucht und Asyl vielfältige 
Ansatzpunkte für den Unterricht: Erarbeitung von Basis-
wissen (z.B. zu Herkunfts- und Aufnahmeländern, zur 
Dublin-Verordnung, zu Konfliktherden und Ursachen von 
Flucht), Klärung von Begriffen, Aufdecken und Hinterfra-
gen von Vorurteilen u.v.m. Gleichzeitig handelt es sich um 
ein besonders heikles Themenfeld.

Asyl und Flucht sind auf nationaler und supranationaler 
Ebene emotional aufgeladene Brennpunkte. Politische 
Parteien und Medien führen mit Alarmismus und Negativ-
Bildern bzw. Begriffen wie „Überflutung“, „Flüchtlings-
horden“, „Illegale/Kriminelle“ Wahlkämpfe und schüren 
Ängste, populistische Strömungen nützen den politischen 
Fahrtwind. Fakt ist, dass nationalstaatliche Asylgesetze 
und EU-Verordnungen in den letzten Jahren im gesam-
ten EU-Raum restriktiver wurden. Der medial vorwiegend 
negativ gefärbte Diskurs rund um Asyl und Flucht ist 
längst auch auf dem Wahrnehmungsradar aller Schulbe-

teiligten angekommen. Lehrkäfte sind daher manchmal 
mit herausfordernden didaktischen Fragen konfrontiert, 
z.B. im Umgang mit stark ablehnenden Einstellungen, 
die Argumenten und Fakten nur schwer zugänglich sind.  
Für einige Schulen ergeben sich im Kontext der Abschie-
bung von SchülerInnen und ihren Familien wiederum 
ganz andere Herausforderungen. Gerade im Schulbereich 
hat sich aus diesen Situationen heraus oft beachtliches 
Engagement für das humanitäre Bleiberecht von Betrof-
fenen entwickelt.

Politische Bildung kann keine Lösungen zu konkreten 
Problemfeldern anbieten. Sie schafft jedoch Anlässe, 
um Unterschiede zu benennen (z.B. Einwanderung und 
Flucht), Fakten zu prüfen, Asyl als Menschenrecht in den 
Blick zu nehmen und unterschiedliche politische Interes-
sen bzw. Kontroversen (etwa anhand von Medienanalysen) 
herauszuarbeiten. Biografien und konkrete Fallbeispiele 
sind dafür ein besonders geeigneter Themeneinstieg. 

Themen Flucht und Asyl in der Politischen  Bildung
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6 unterrichtsbeispiel:  
     asylgründe und subsidiärer schutz

Dauer 1 bis 2 Stunden, je nach Intensität

Schulstufe ab der 10. Schulstufe

Methoden Kleingruppenarbeit, Diskussion

Materialien  • Kopien der Fallbeispiele, die auf realen Lebensgeschichten beruhen und adaptiert wurden 
 • Unterlagen zum Recht auf Asyl und zu spezifischen Fluchtgründen

Kompetenzen Sachkompetenz, Urteilskompetenz

Zielsetzungen Die SchülerInnen beschäftigen sich mit einem zentralen Menschenrecht, dem Recht auf Asyl, und 
analysieren anhand konkreter Beispiele mögliche Fluchtgründe.

Ablauf  • Erarbeiten Sie zunächst mit den Jugendlichen Basiswissen zum Recht auf Asyl und zu möglichen 
Asylgründen, erklären Sie auch die Bedeutung von subsidiärem Schutz.

 • Die Jugendlichen finden sich in Gruppen zusammen.

 • Jede Gruppe erhält ein Set mit den Fallgeschichten. Je nach Zeit, die zur Verfügung steht, bearbei-
tet jede Gruppe alle Fallbeispiele oder nur eines oder zwei.

 • Die Jugendlichen analysieren und diskutieren nun jeden Fall gemeinsam und überlegen, ob tat-
sächlich ein Asylgrund vorliegt und ob die betreffende Person das Recht auf Asyl, auf subsidiären 
Schutz oder möglicherweise kein Recht auf Asyl hat.

 • Führen Sie die Ergebnisse aus den Kleingruppen zusammen und diskutieren Sie die Ergebnisse.
 ◦ Sind alle Entscheidungen klar nachvollziehbar für die Jugendlichen?
 ◦ Fallen den SchülerInnen weitere Fluchtgründe ein, die in den Geschichten nicht genannt wer-
den (z.B. aus Gründen der Nationalität oder der „Rasse“)?

AutorInnen Partricia Hladschik, Norbert Kittenberger

Online unter: www.politik-lernen.at/asylgruende

Deutschkurs in einer Flüchtlingsunterkunft © Renate Chalbi

6. Schulstufe, Modul 9: Gesetze, Regeln, Werte

7. Schulstufe, Modul 4: Internationale Ordnungen und Konflikte im Wandel
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 K o p i e r v o r l a g e   F l u c h t g e s c h i c h t e n

Rahima ist aus Afghanistan geflohen. Als Mädchen war es ihr nicht erlaubt, eine Schule zu besuchen. Wenn sie das 
Haus verließ, musste sie das stets verschleiert tun. Ihre Eltern planten, sie gegen ihren Willen an einen älteren Mann 
aus dem Nachbardorf zu verheiraten. Ihren Asylantrag in Österreich begründet sie damit, ein selbstbestimmtes Leben 
führen zu wollen und sich hier, anders als in Afghanistan, in der Öffentlichkeit ohne Angst vor Gewalt in normaler Klei-
dung zeigen zu können. Außerdem fühlt sie sich in Österreich vor der drohenden Zwangsverheiratung sicher.

Ahmed ist mit 18 Jahren aus Syrien geflohen. Da er sich im wehrfähigen Alter befand, befürchtete er, entweder von 
der syrischen Regierung zum Militärdienst eingezogen zu werden oder aber für eine der aufständischen Gruppen 
in der Region kämpfen zu müssen. Der „unpolitische“ Ahmed kann sich weder mit der Regierung noch mit den Auf-
ständischen identifizieren, außerdem kann er es mit seinem Gewissen nicht vereinbaren, auf andere Menschen zu 
schießen. Beim Stellen seines Asylantrags in Österreich erklärt er dies und führt aus, dass er bei einer Rückkehr nach 
Syrien im Fall einer Wehrdienstverweigerung oder einer Verweigerung, mit den Aufständischen zu kämpfen, Folter, 
Misshandlungen oder Tod befürchten muss.

Mohamed, ein iranischer Staatsbürger, ist im islamischen Glauben erzogen worden. Im Zuge seines Studiums in Tehe-
ran lernt er eine Gruppe christlicher Studenten kennen und beginnt, sich intensiv mit christlichen Lehren ausein-
anderzusetzen. Der Wunsch, sich taufen zu lassen, wächst immer stärker in ihm. Er weiß jedoch, dass ihn im Iran 
womöglich Verfolgung droht, wenn er zum Christentum konvertiert. Er flieht nach Österreich, lässt sich hier taufen 
und stellt einen Asylantrag. Als Grund führt er an, als Konvertit im Iran seines Lebens nicht sicher zu sein.

Madina floh aus großer Sorge um ihre Sicherheit und das Leben ihres Sohnes Ramzan nach Österreich. Madinas Mann 
Khusein hat sich in Tschetschenien dem Widerstandskampf gegen die Herrschaft des Präsidenten Ramzan Kadyrow 
angeschlossen und seine Familie verlassen. Daraufhin sind tschetschenische Behörden bei Madina und Ramzan 
aufgetaucht und haben verlangt, dass ihnen der Aufenthaltsort Khuseins bekanntgegeben wird. Für den Fall, dass 
Madina und Ramzan dem nicht nachkommen, drohte man ihnen damit, das Haus abzubrennen und Gewalt gegen 
beide auszuüben. Madina begründet ihren Asylantrag in Österreich damit, dass sie und ihr Sohn, weil beide den Auf-
enthaltsort ihres Mannes nicht kennen und folglich die Behörden nicht zufrieden stellen könnten, in Tschetschenien 
fortwährenden Repressalien ausgesetzt wären.

Abdul, ein saudi-arabischer Staatsbürger, fühlt sich zu Männern hingezogen, konnte seine Sexualität jedoch nie offen 
ausüben, da homosexuelle Handlungen in Saudi-Arabien als Verbrechen gelten, die mit dem Tod bestraft werden. 
Einen Urlaub in Österreich nutzt er, um einen Asylantrag zu stellen. Im Fall einer Rückkehr in seine Heimat befürchtet 
Abdul, der den dringenden Wunsch hat, seine tatsächliche sexuelle Orientierung nicht mehr länger versteckt zu hal-
ten, strafrechtliche Verfolgung und schlimmstenfalls seinen Tod.

Susan, eine Staatsbürgerin des Karibikstaates St. Kitts, wird am Wiener Flughafen mit Drogen im Gepäck erwischt 
und verhaftet. Nach ihrer Verurteilung muss sie eine Haftstrafe in Österreich absitzen, danach soll sie abgeschoben 
werden. In der Haft zeigt sich, dass Susan an einer tödlichen Krankheit leidet. Ihr Gesundheitszustand verschlechtert 
sich rapide, zum Zeitpunkt ihrer Entlassung geben ihr die Ärzte nur noch wenige Monate zu leben. Die Ärzte warnen, 
dass Susans Krankheit in ihrer Heimat nicht behandelt werden kann und sich ihre Lebenserwartung im Fall einer Rück-
kehr deutlich verkürzen würde. Sie stellen auch in Frage, ob Susan überhaupt ohne Gefährdung ihres Lebens in ihre 
Heimat transportiert werden könnte. Susan stellt einen Asylantrag in Österreich und führt neben den Argumenten 
der Ärzte noch an, dass ihre Familie außerhalb St. Kitts lebt und ihr dort niemand in den letzten Wochen ihres Lebens 
Beistand leisten würde.

Kristina, eine Staatsbürgerin Serbiens, leiht sich eine große Summe Geld von ihrem Bekannten Dragan und ver-
spricht ihm, die volle Summe samt Zinsen drei Monate später zurückzuzahlen. Als Dragan nach Verstreichen der Frist 
bei ihr zuhause erscheint und das Geld sehen will, kann Kristina aber nicht zahlen. Dragan wird wütend und setzt 
Kristina eine Nachfrist von zwei Wochen, um das Geld zu besorgen. Kann sie es bis dahin nicht auftreiben, droht er 
damit, Schläger zu ihr nach Hause zu schicken. Außerdem rät er ihr, gar nicht daran zu denken unterzutauchen, denn 
er habe einflussreiche Freunde, die Kristina überall finden können. Kristina, die der serbischen Polizei schon seit 
früher Kindheit misstraut, schaltet diese nicht ein, sondern flüchtet aus Furcht vor Dragan und seinen Freunden nach 
Österreich, wo sie einen Asylantrag stellt. Sie begründet diesen damit, dass sie im Fall einer Rückkehr nach Serbien 
Racheakte bis hin zur Ermordung durch Dragan und seine Schläger befürchtet. 
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Lösungen

Rahima  Asyl aus politischen Gründen
Laut ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts gilt die Auflehnung von Frauen gegen bestehende 
gesellschaftliche Zwänge als ein politischer Akt, der sich gegen die herrschende gesellschaftliche und politische Ver-
fassung des Landes richtet. Kehren solche Frauen nach Afghanistan zurück, gelten sie dort als verfolgt aus politischen 
Gründen.

Ahmed  Asyl aus politischen Gründen
Nicht jeder, der seinen Wehrdienst verweigert, bekommt in Österreich Asyl. Als Staatsbürger eines Landes ist man 
grundsätzlich dazu verpflichtet, auch einen Wehr- oder Wehrersatzdienst abzuleisten. Folgt man dem nicht, muss 
man strafrechtliche Verfolgung durch die Behörden des eigenen Staates hinnehmen. Wenn man jedoch im Zuge seines 
Militärdienstes an völkerrechtswidrigen Akten teilnehmen oder mit einer Verfolgung rechnen müsste, die über das 
herkömmliche Maß einer Strafverfolgung hinausgeht, dann ist der Asylantrag aus österreichischer Sicht begründet 
und man erhält Asyl aus politischen Gründen.

Mohamed  Asyl aus religiösen Gründen
Konvertiert man vom Islam zum Christentum oder zu einer anderen Religion, kann man im Iran zum Tode verurteilt 
werden. Solche Urteile wurden in den letzten Jahren auch tatsächlich vollstreckt.

Madina  Asyl wegen Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der Familie
Die „Familie“ ist eine der „klassischen“ sozialen Gruppen, die bei Behörden und Gerichten anerkannt sind. Im geschil-
derten Fall droht der Familie tatsächlich, wie von Madina berichtet, Verfolgung, da die Behörden die Verfolgung von 
Familienangehörigen als Mittel im Kampf gegen den tschetschenischen Widerstand einsetzen. Die gegnerischen 
Kämpfer sollen dadurch gebrochen und zur Aufgabe gezwungen werden. Zur Verfolgung der Familienangehörigen 
kommt es nicht wegen deren politischer Einstellung, sondern einzig deshalb, weil sie mit einem Widerstandskämpfer 
verwandt sind.

Abdul  Asyl wegen Zugehörigkeit zur sozialen Gruppe der Homosexuellen
Auch Homosexuelle sind als soziale Gruppe schon länger in der Rechtsprechung anerkannt. Abduls Ängste sind berech-
tigt: Tatsächlich können homosexuelle Handlungen schlimmstenfalls mit der Todesstrafe sanktioniert werden. Und 
wer nicht getötet wird, muss doch mit Peitschenhieben oder Haftstrafen rechnen.

Susan  subsidiärer Schutz
Zwar wird Susan in ihrer Heimat nicht aus asylrelevanten Gründen verfolgt, doch im Fall einer Rückkehr geriete sie in 
eine unmenschliche Situation im Sinne des Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention. Sie muss daher 
den Status einer subsidiär Schutzberechtigten nach § 8 Asylgesetz bekommen. Die Rechtsprechung in Österreich in 
Fällen Schwerkranker ist dabei sehr streng: Als Faustregel gilt, dass nur Menschen, die an einer lebensbedrohlichen 
Krankheit leiden und in ihrer Heimat überhaupt nicht behandelt werden können, subsidiären Schutz erhalten. Ist die 
Behandlung in der Heimat bloß schlechter, ist das hinzunehmen.

Kristina  kein Asyl, kein subsidiärer Schutz
Zwar droht Kristina im Fall einer Rückkehr eine Verfolgung durch Dragan und seine Freunde, aber die Verfolgung ist 
keine aus den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen, schon deshalb scheidet Asyl in diesem Fall 
aus. Subsidiärer Schutz wird Kristina ebenfalls nicht gewährt werden, weil ihr im Fall einer Rückkehr keine reale Gefahr 
einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe droht: Es ist ihr zuzumuten, zunächst in ihrem 
eigenen Staat die im Falle Serbiens schutzfähigen Behörden einzuschalten und es ist anzunehmen, dass sie dadurch 
auch vor der ihr drohenden Verfolgung sicher wäre. Nur falls die Behörden aus irgendeinem Grund nicht helfen wür-
den, etwa weil sie mit Dragan „unter einer Decke stecken“ und damit nicht schutzwillig sind, wäre unter Umständen 
subsidiärer Schutz wegen der dann in Serbien drohenden Gefahren zu überlegen.
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7 literatur, Materialien, link tipps
UNHCR – Unterrichtsmaterialien
Das UN-Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) stellt eine 
große Bandbreite von Materialien zum Thema Flüchtlinge 
und Flüchtlingsschutz zur Verfügung.

 • Aufbrechen – Ankommen – Bleiben (Handbuch)                  
Lehrmaterial (UNHCR, BAOBAB — Globales Lernen, 
Österreichischer Integrationsfonds, 2020) für Schüler 
und Schülerinnen ab 12 Jahren mit Lebensgeschichten 
von sieben geflüchteten jungen Menschen. 
www.politik-lernen.at/aufbrechen_ankommen_bleiben

 • Willkommen in unserer Klasse. Bildungsmaterial zu den 
Themen Flucht und Zusammenleben für die Volksschule.
(UNHCR, BAOBAB — Globales Lernen, 2021)  
www.politik-lernen.at/willkommeninunsererklasse

 • www.LastExitFlucht.org 
Interaktives Reality-Game (ab 13 Jahren)
www.lastexitflucht.org

 • „Man sieht, was man sehen will“
Broschüre mit Begriffserklärungen                                        
https://bit.ly/2KYvqUo

Radio-Kolleg-Reihe: Unter einem Dach mit Flüchtlingen. 
Privathilfe für Asylsuchende
„Ö1 macht Schule“ bereitet Ö1-Sendungen für die 9. bis 
13. Schulstufe auf und stellt sie Schulen samt Begleitma-
terialien kostenlos zum Download zur Verfügung.
https://oe1.orf.at/artikel/647733/Unter-einem-Dach-

mit-Fluechtlingen-Privathilfe-fuer-Asylsuchende

asylkoordination österreich
Workshops/Seminare für Schulen, Infoblätter in ver-
ständlicher Sprache und guter grafischer Aufbereitung.
www.asyl.at 

Flucht und Asyl: Dossier von Zentrum polis (Materialien, 
Initiativen etc.) 
www.politik-lernen.at/flucht

Themenseite Flucht und Asyl (Bundeszentrale für poli-
tische Bildung, bpb): Zahlen, Fakten, Grafiken, u.v.m. 
www.bpb.de/gesellschaft/migration/flucht

Wander- und Onlineausstellung: Migration on Tour 
Das Onlineportal enthält Basisinformationen, statis-
tische Daten und Arbeitsaufgaben für SchülerInnen (z.B. 
eine Timeline zur Migrationsgeschichte, Informationen 
zum Ablauf des Asylverfahrens, Factsheets)
www.demokratiezentrum.org/ausstellungen/migration-on-tour.

html

Politiklexikon für junge Leute
Im Lexikon für junge Menschen ab 12 Jahren gibt es meh-
rere Einträge zum Thema: Asyl, Asylwerber/in, Flüchtling, 
Genfer Flüchtlingskonvention
www.politik-lexikon.at

Asyl & Migration. historisch-politische bildung Nr. 6/2014 

Beiträge zu den verschiedenen Phasen der österreichi-
schen Auswanderung in die USA, zur Darstellung von 
Migration in österreichischen Schulbüchern u.v.m. 
www.politik-lernen.at/hpb_asylundmigration

Länderprofil Österreich zu Migration (bpb) 
www.bpb.de/gesellschaft/migration/laenderprofile/215087/

oesterreich 

Umgang mit Kontroversen. Strategieentwicklung 
zum Umgang mit Kontroversen und dem Unterrich-
ten von kontroversen Themen in der Schule.
Die Broschüre ist Teil des Pilotprojekts Human Rights and 

Democracy in Action der EU und des Europarats.  

www.demokratiezentrum.org/materialien/

umgang-mit-kontroversen.html

 

Politisches Framing. Wie eine Nation sich ihr Den-
ken einredet – und daraus Politik macht. 
Wehling, Elisabeth (2016). Berlin: Ullstein, 224 Seiten.

Interview mit Elisabeth Wehling zu politischem Framing 
und Wahlkämpfen:  
https://m.bpb.de/system/files/dokument_pdf/

politisches_framing_bpb.pdf
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Flucht, Asyl und Flüchtlingsschicksale sind auch ein histo-
risches Thema. Neben dem Unterrichtsprinzip Politische 
Bildung (z.B. im Literaturunterricht) eignet sich das Kombi-
nationsfach Geschichte und Sozialkunde/Politische Bildung 
(GSK/PB) besonders für eine Auseinandersetzung mit ver-
schiedensten Aspekten von Flucht, Verfolgung und Vertrei-
bung sowie eine Einordnung auf lokaler, europäischer und 
globaler Ebene. 

Die folgenden Hinweise bieten einen Einstieg und unterstüt-
zen die Suche nach Materialien.

Über den Holocaust unterrichten:  
Flucht und Vertreibung
Nach der nationalsozialistischen Machtergreifung im März 
1938 flohen Zehntausende aus Österreich vor der Gewalt 
auf den Straßen und den Verfolgungen durch die Behör-
den. Doch ein Land nach dem anderen schloss seine Gren-
zen für die jüdischen Flüchtlinge. Im Sommer 2015 führte 
der Fluchtweg für Zehntausende über Österreich. Zu diesem 
Thema wurden auf der Grundlage der Lernmaterialien von 
_erinnern.at_ Anregungen für Unterrichtseinheiten er- 
stellt.
www.erinnern.at/bundeslaender/oesterreich/ 

lernmaterial-unterricht/ueber-den-holocaust- 

unterrichten/flucht-und-vertreibung

Online-Ausstellung: Vertreibung, Flucht und Exil
Die Vertreibung zehntausender Österreicherinnen und 
Österreicher im 20. Jahrhundert steht im Zentrum dieses 
Schwerpunktes der Mediathek zum Gedenkjahr 2018. The-
men:  Aus Österreich vertrieben/Über Flucht erzählen/Ver-
triebene Vernunft/Verbannte Kultur.
www.mediathek.at/gedenkjahr-2018/1938/ > Vertreibung. Flucht 

und Exil

Centropa: Jüdische Erinnerung bewahren –   
Geschichte zum Leben erwecken  
Webbasiertes multimediales und interdisziplinäres Bil-
dungsprogramm zur Vermittlung der europäisch-jüdischen 
Geschichte des 20. Jahrhunderts.
www.centropa.org/de

Vertrieben. Juden und Jüdinnen aus dem Burgen-
land im Interview und der Burgenland History Blog
Beispiele für regionalgeschichtliche Projekte mit globalge-
schichtlichen Bezügen wie etwa die Burgenland-Auswande-
rung in die USA. 
www.brettl.at/blog/

https://vimeo.com/channels/vertrieben

Exilbibliothek
Die Österreichische Exilbibliothek dokumentiert Leben und 
Arbeit österreichischer Schriftstellerinnen und Schriftstel-
ler und anderer Kulturschaffender in Exil und Emigration seit 
1933/38.
www.literaturhaus.at > Exilbibliothek

EGO | Europäische Geschichte Online
Das Portal erzählt eine transkulturelle Geschichte Europas 
unter dem Blickwinkel von Kommunikation und Transfer. EGO 
nutzt konsequent das multimediale Potential des Internets 
und ist auf Deutsch und Englisch verfügbar. In der Kategorie 
„Europa unterwegs“ gibt es beispielsweise die Kapitel „Eth-
nische Zwangsmigration“ und „Jüdische Migration“.
http://ieg-ego.eu/?set_language=de | @ieg_ego

Historiana
Das englischsprachige Online-Angebot des europäischen 
Geschichtslehrerverbands EUROCLIO erlaubt den Zugriff auf 
zahlreiche historische Quellen.  
Fallbeispiele sind etwa unter People on the Move verfügbar:  
http://historiana.eu/themes/people-on-the-move > Forced 

Migration

Flucht und Vertreibung
Themenseite der Bundeszentrale für politische Bildung mit 
vielen zeitgeschichtlichen Schwerpunkten.
www.bpb.de/geschichte/deutsche-geschichte/> Flucht und 

Vertreibung

gefluechtet.de
Der Blog über Ursachen von und Umgang mit Flucht sowie 
zur Lebenssituation von Flüchtlingen ist ein Debattenbei-
trag von Geistes- und SozialwissenschafterInnen, die auch 
zur Mitarbeit einladen. Dokumentiert werden Biografien von 
Flüchtlingen in Gegenwart und Vergangenheit (Ursachen 
von Flucht u.v.m.).
www.gefluechtet.de | @gefluechtet

Flüchtlinge: Weil wir wissen, wie es war
25 frühere DDR-BürgerInnen, die vor dem Mauerfall 1989 
geflohen sind, erinnern sich – und fordern Solidarität mit den 
Flüchtlingen von heute.
www.zeit.de/2015/37/fluechtlinge-europa-krise-ddr-flucht

#IchWarEinFluechtling
Zitate prominenter Menschen auf der Flucht, im Exil und in 
der Fremde.
http://geboren.am/fluechtlinge | @geboren_am

#Fluchtgeschichte_n – historische Perspektiven
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